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Schwertransporte, Großraum- und Schwerverkehr 

Erlaubnis/Ausnahmegenehmigung 

 

Der Verkehr auf öffentlichen Straßen mit Fahrzeugen und Zügen, deren 
Abmessungen, Achslasten oder Gesamtgewichte die gesetzlich allgemein 

zugelassenen Grenzen tatsächlich überschreiten, bedarf einer besonderen Erlaubnis 
nach § 29 Abs. 3 StVO bzw. Genehmigung nach § 46 Abs. 1 Nr. 5 StVO. 

 

Folgende Fallkonstellationen können dabei auftreten: 

1. Werden bei Transporten Fahrzeuge/Fahrzeugkombinationen eingesetzt, deren 

Abmessungen, Achslasten oder Gesamtgewichte die nach §§ 32, 34 StVZO 
zulässigen Grenzmaße überschreiten, ist eine Erlaubnis nach § 29 Abs. 3 StVO 
erforderlich. Diese darf nur dann ausgestellt werden, wenn zuvor die nach 

Landesrecht zuständige Stelle (in Hessen: Regierungspräsidium) die für das 
Fahrzeug erforderliche Ausnahmegenehmigung von den Vorschriften der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (Ausnahmegenehmigung nach § 70 StVZO) 

bereits erteilt hat. 
  

2. Hält das Fahrzeug die zulässigen Grenzmaße ein und ist nur die Ladung zu lang, zu 

breit, zu hoch oder ragt zu weit nach vorne oder hinten über das Fahrzeug hinaus, ist 
eine Ausnahmegenehmigung nach § 46 Abs. 1 Nr. 5 StVO erforderlich. Einer 
vorausgehenden Ausnahmegenehmigung nach § 70 StVZO bedarf es nicht. 

  
3. Überschreiten sowohl die Fahrzeuge/Fahrzeugkombinationen als auch die Ladung die 

Gewichts- und Abmessungsgrenzwerte, sind sowohl eine Erlaubnis nach § 29 Abs. 3 

StVO als auch eine Ausnahmegenehmigung nach § 46 Abs. 1 Nr. 5 StVO erforderlich. 
Diese sind gemeinsam zu beantragen und werden auch in einem gemeinsamen 
Bescheid erteilt. 

 
Die Erlaubnis nach § 29 Abs. 3 StVO und die Ausnahmegenehmigung nach § 46 Abs. 
1 Nr. 5 StVO werden grundsätzlich als Einzelerlaubnis bzw. Einzelgenehmigung 

erteilt. Diese sind für eine Fahrt mit einem Fahrzeug oder einer Fahrzeugkombination 
gültig. 
 

Unter bestimmten Voraussetzungen können die Erlaubnis bzw. die Genehmigung 
auch unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs für eine Gültigkeit von 
maximal 3 Jahren erteilt werden. 

 

An wen muss ich mich wenden? 

Hessen Mobil - Straßen und Verkehrsmanagement ist für den Antrag zuständig, wenn 

der Antragsteller seinen Sitz, seine Zweigniederlassung oder seinen Wohnort im 

Bereich der Stadt Fulda hat oder hier der erlaubnis-/genehmigungspflichtige Verkehr 

beginnt. 
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Welche Unterlagen werden benötigt? 

Die Antragstellung hat über das elektronische, internetbasierte 

Genehmigungsverfahren VEMAGS zu erfolgen. Dort sind die notwendigen 
Antragsformulare hinterlegt. 

 

Welche Gebühren fallen an? 

Die Gebühr richtet sich nach Nr. 263 der Gebührenordnung für Maßnahmen im 

Straßenverkehr (GebOSt). Diese beträgt zurzeit zwischen 40,00 € und 1.300,00 €.  

 

Welche Fristen muss ich beachten? 

Der Antrag sollte wegen der grundsätzlich notwendigen Anhörung mindestens 14 

Tage vor Durchführung des Transportes gestellt werden. Bei statischer 

Nachberechnung von Brückenbauwerken sind längere Fristen erforderlich. 


